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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Entſcheidung über die Errichtung von Begräbnißſtätten gehört 
zur Competenz der politiſchen Staatsbehörden. 


Dr. F. hat bei der Bezirkshauptmannſchaft die Anzeige ge⸗ 
macht, daß er auf einem ihm eigenthümlichen Grunde in O. eine 
Capelle bauen wolle, in welcher die Leiche ſeiner bereits verſtorbenen 
Mutter und ſeinerzeit auch feine beigeſetzt werden ſollen. J 

Die Gemeinde O., welcher dieſe vom 19. Juni 1872 datirte 
Eingabe zur Aeußerung zugefertigt wurde, erklärte unterm 3. Auguſt 
1872 nach vorgenommenem Localaugenſcheine den angeſuchten und 
bereits in Angriff genommenen Bau für unſtatthaft, weil dem Ge⸗ 
ſuche kein ordentlicher Bauplan beilag, der Bezirksarzt ſomit nicht in 
der Lage war, ſich beſtimmt über die Sanitätsverhältniſſe auszu⸗ 
ſprechen, weil der bereits ausgeführte Bau auch nicht der vorgelegten 
Planſkizze entſpricht, weil Grüfte nur außerhalb der Ortſchaften 
errichtet werden dürfen, zum fraglichen Bau auch die kirchliche Ein⸗ 
willigung nothwendig ſei und auch der Anrainer gegen den Bau 
proteſtirt. Zugleich wurde von der Gemeinde die Siſtirung des 
Baues bei ſonſtiger Geldſtrafe von 10 fl. angeordnet. 

Dieſe Entſcheidung wurde von der Bezirkshauptmannſchaft dem 
Dr. F. mitgetheilt, welcher dieſer Behörde hierauf unterm 20. Au⸗ 
guſt 1872 ein förmliches inſtruirtes Baugefuch mit der Bitte über- 
gab, dasſelbe der Gemeinde O. zur ſofortigen Amtshandlung zuzu⸗ 


| 

fertigen und die Benützung der projectirten Capelle als Gruft für 

ſtatthaft zu erklären. 8 

Die Bezirkshauptmannſchaft erklärte ſich unterm 27. Auguſt 

1872 zur Entſcheidung über die Frage, ob die zu erbauende Capelle, 

reſp. die darin zu errichtende Gruft zur Aufnahme zweier Leichen 

verwendet werden dürfe, für competent, da dieſe Frage nicht zur Lo— 

calpolizei gehöre und erklärte weiters „aus öffentlichen, confeſſionellen 
und Sanitätsrückſichten dieſe Verwendung unter der Bedingung zus 
läſſig, daß a) alle zu ertheilenden Sanitätsvorſchriften pünktlich 
beobachtet werden; b) daß ſeitens des Dr. F. ein Revers darüber 
ausgeſtellt werde, daß die fragliche Gruft nur zur Aufnahme der be- 
zeichneten zwei Leichen verwendet und daß dieſer Revers im Verfach⸗ 
buche hinterlegt werde“. Das Baugeſuch wurde unter Einem der Ge— 
meinde O. zur Amtshandlung zugefertigt. 

Dagegen recurrirte die Gemeinde, indem ſie die competenz⸗ 
mäßige Entſcheidung dem ganzen Umfange nach für ſich in Anſpruch 
nahm, an die Statthalterei. 

Die Statthalterei hob die bezirkshauptmannſchaftliche Entſchei⸗ 
dung wegen Incompetenz auf und ordnete die Uebergabe der Verhandlung 
an die autonomen Organe an, aus folgenden Motiven: „Für die 
Entſcheidung dieſer Competenzfrage ſind die Beſtimmungen des Reichs— 
geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. 68 (speciell §2 g, § 3 d, 
$ 4b), im Zuſammenhange mit den Beſtimmungen der Tiroler Ges 

meindeordnung maßgebend Hiernach kommt der Gemeinde ein aus⸗ 
führender, der Staatsverwaltung ein überwachender Wirkungskreis 
zu und die Entſcheidung der Frage, ob eine Begräbnißſtätte über 
haupt errichtet werden darf, gehört zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreis 
der Gemeinde; die Gemeinde O. iſt daher competent zu entſcheiden, 
ob die fragliche Begräbnißſtätte errichtet werden darf, ſie hat jedoch 
nach § 55 alinea 2 die beſtehenden ſanitätspolizeilichen Vorſchriften 
(ſpeciell die Hofdecrete vom 22. Auguſt 1784, 6. September 1787 
und 22. Auguſt 1788, 15. September 1788 und die Statthalterei⸗ 
vorſchrift vom 3. October 1870, L. G. Bl. Nr. 198) im Auge zu 
behalten, während der Staatsverwaltung das Ueberwachungsrecht vor⸗ 
behalten bleibt“. 

Gegen dieſe Entſcheidung wurde der Miniſterialrecurs offen ger 
laſſen. Dr. F. führte nun aus, daß die Gemeinde allerdings über 
das Baugeſuch, nicht aber auch über die Frage der Begräbniß— 
ſtätte zu entſcheiden berufen iſt. Ueber das Baugeſuch aber habe 
die Gemeinde erſt zu entſcheiden; denn ſeine Eingabe vom 19. Juni 
1872 ſei kein förmliches Baugeſuch geweſen, letzteres der Gemeinde 
erſt mit dem bezirkshauptmannſchaftlichen Erlaſſe vom 27. Auguſt 
1872 zur Amtshandlung zugefertigt worden. Was die Rückſichten 
der Geſundheitspolizei anbelangt, welche hier in Frage kommen, fo 
ſeien dieſelben von der Staatsverwaltung zu wahren. Dies entſpreche 
auch dem Geiſte des Reichsgeſetzes vom 30. April 1870; denn ſelbes 
rede nur von Begräbnißplätzen und nicht von Begräbnißſtätten (§ 2 
lit. g des obcitirten Reichsgeſetzes.) 

Hierüber hat das Miniſterium des Innern unterm 19. Jänner 


1873, 3. 107, folgende Entſcheidung gefällt. „Nach dem Geſetze 
vom 30. April 1870, betreffend die Organiſation des öffentlichen 
Sanitätsdienſtes § 2 obliegt der Staatsverwaltung die Ueberwachung 
der Handhabung der Geſetze über das Begräbnißweſen und in Be— 
treff der Begräbnißplätze. Da aber Todtengrüfte in Kirchen oder Ca- 
pellen nach den dafür beſtehenden Directiven nicht errichtet werden 
dürfen, ſo iſt die Entſcheidung der Statthalterei, mit welcher ausge⸗ 
ſprochen wurde, daß es der Gemeinde O. zuſteht in erſter Inſtanz 
zu entſcheiden, ob die von Dr. F. erbaute Capelle zu einer Begräb⸗ 
nißſtätte verwendet werden dürfe, mit der gedachten Ueberwachungs⸗ 
obliegenheit nicht vereinbar. Dieſe Entſcheidung wird daher außer 
Kraft geſetzt und zur Darnachachtung in der weiteren Behandlung 
der vorliegenden Angelegenheit bemerkt, daß der Bezirkshauptmann 
die Zuläſſigkeit der Verwendung der von Dr. F. erbauten Capelle 
zu einer Begräbnißſtätte auszuſprechen, beziehungsweiſe eine Aus— 
nahme von der geſetzlichen Vorſchrift zuzugeſtehen, nicht berufen, daß 
vielmehr das Anſuchen als directivwidrig zurückzuweiſen war“. 
r. 


Der Umſtand, daß ein Gemeindevorſteher in einer feiner Entſchei⸗ 
dung unterliegenden Angelegenheit einen Ausfchußbeſchluß hervor⸗ 
ruft und ſeine Verfügung damit conformirt, alterirt nicht die Com⸗ 
petenz der Recursinſtanz aus dem ſtaatlichen Interventionsrechte. 


Dr. F. in O. hatte auf ſeinem Grunde in der Gemeinde O. 
erſtlich eine Capelle mit einer Gruft zu bauen beabſichtigt und den 
Bau ſelbſt ſchon ziemlich weit ausgeführt. 

Nachdem in Folge miniſterieller Entſcheidung unter Hinwei⸗ 
ſung auf die beſtehenden Normen (a. h. Entſchließung vom 26. Mat 
1788, kundgemacht mit Hofdecret vom 12. Auguſt 1788, Z. 1460) 
die Errichtung der Gruft als geſetzlich unzuläſſig unterſagt worden 
war, hat Dr. F bei der Gemeindevorſtehung in O. ein Baugeſuch 
eingebracht, dahingehend, den für die Capelle beſtimmten Bau zu 
einem Mineraliencabinete ausbauen zu dürfen. Am 9. October 1873 
nahm die Gemeinde-Vorſtehung den commiſſionellen Augenſchein vor, 
welcher ergab, daß dem Bau des Mineraliencabinetes weder polizei⸗ 
liche noch ſonſt öffentliche Rückſichten entgegenſtehen. Hierauf wurde 
in der Sitzung des Gemeinde-Ausſchuſſes vom 21. Decem⸗ 
ber 1873 dem Dr. F. die Umgeſtaltung des Baues in ein Mine⸗ 
raliencabinet, jedoch nur unter der Bedingung geſtattet, wenn derſelbe 
einen Revers ausſtellt, daß das Gebäude nur zu einem Mineralien⸗ 
cabinete verwendet werden dürfe und jede andere Verwendung an die 
Zuſtimmung der Gemeinde gebunden ſei, widrigenfalls die Demo- 
lirung des Gebäudes durch die Gemeinde ſtattfinden würde. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte Dr. F. an die Bezirks— 
hauptmannſchaft, welche unterm 7. Jänner 1874 entſchied, daß die 
gemeindliche Erledigung auf Grund des § 93 der G. O. ) als ge⸗ 
ſetzwidrig, daher wirkungslos erklärt werde, aus folgenden Gründen: 
„Die Ertheilung der polizeilichen Baubewilligungen ſtehe den Ge— 
meinden nach $ 27 G. G. nur gegen Beobachtung der Reichs und 
Landesgeſetze zu; die baugeſetzlichen Beſtimmungen ſeien der § 27 
der weſtgaliz. G. O., die Hofdecrete vom 13. Jaͤnner 1831 und vom 
12. März 1840; auf dieſe Geſetze ſei die Gemeinde bei Ueberwei⸗ 
ſung des Baugeſuches aufmerkſam gemacht worden; das Einſchreiten 
der politiſchen Organe bei Baulichkeiten habe die Eruirung der Zu | 
läſſigkeit des Baues vom politiſchen oder polizeilichen Standpunkte 
zum Zwecke; beftehe kein ſolches Hinderniß, jo ſei der Bau in öffent⸗ 
licher Hinſicht zu bewilligen. Im Augenſcheinsprotokolle ſei conftatirt, | 
daß weder polizeiliches noch privatrechrliches Hinderniß beſtehe. Auf 
Grund dieſer commiſſionellen Erhebungen war die Gemeinde zur Ab— 
forderung eines Reverſes nicht berechtigt, welcher das Eigenthums- | 
recht beeinträchtige und das Reale entwerthe. Noch ungeſetzlicher ſei 
der Ausſpruch, daß der Gemeinde die Demolirung anzuordnen vorbe— 
halten bleibe.“ Die Gemeinde wurde daher aufgefordert, innerbalb 
14 Tagen eine neue Erledigung zu erlaſſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die Gemeinde O. den Recurs, 
einmal an den Landes⸗Ausſchuß (welcher erkannte, daß der von Dr. 
F. angeſuchte Umbau der Capelle in ein Mineraliencabinet unter der 
Bedingung bewilligt werde, daß Dr. F. für ſich und feine Befig- 
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nachfolger den Revers ausſtelle, das Gebäude dürfe niemals als Ca⸗ 
pelle verwendet werden), dann aber auch an die Statthalterei, indem 
ſie unter Hinweiſung auf $ 88 G O. die Competenz des Bezirks⸗ 
hauptmannes zur Fällung der angefochtenen Entſcheidung beſtritt, da 
die Beſchwerde gegen einen Beſchluß des Gemeinde-Ausſchuſſes ge⸗ 
richtet geweſen. 

Die Statthalterei entſchied auf die Behebung der bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftlichen Entſcheidung wegen Incompetenz, „weil, da ein 
Gemeinde⸗Ausſchußbeſchluß vorlag, nicht nach § 93 G. O. vorzu⸗ 
gehen und zu entſcheiden war; vielmehr hätte der Recurs des Dr. F. 
gegen die Verfügung der Gemeinde vom 21. December 1873 dem 
Landes⸗Ausſchuſſe nach §§ 27 und 88 der G. O. zur Entſcheidung 
vorgelegt werden ſollen und wäre dem Bezirkshauptmanne nur die 
Siſtirung des Gemeindebeſchluſſes nach § 92 G. O. zugeſtanden“. 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung brachte Dr. F. die Mini⸗ 
ſterialberufung ein, indem er betonte, daß der aus öffentlichen Rück— 
ſichten als zuläſſig erklärte Bau von der Gemeinde nur unter einer 
ungeſetzlichen Bedingung bewilligt werde; auch der Landes-Aus⸗ 
ſchuß knüpfe den Bauconſens an einen illegalen Revers. Wenn nun 
das Anſuchen der Hilfe bei den Staatsbehörden unterſagt werde, fo 
ſei ihm jeder Schutz gegen ſolche Illegalitäten entzogen. 

Das Miniſterium des Innern hat nun unterm 2. Mai 1874, 
3. 6290, wie folgt, entſchieden: „Die Handhabung der Ortspolizei⸗ 
einſchließig der polizeilichen Baubewilligungen iſt eine der weſentlich⸗ 
ften Aufgaben des Gemeinde-Vorſtehers ($ 55 der G. O.); es hat 
daher über die Beſchwerde gegen eine derartige Verfügung der Ge- 
meinde⸗Vorſtehung, ſobald behauptet wird, das Geſetz ſei verletzt oder 
fehlerhaft angewendet, die politiſche Bezirksbehörde zu entſcheiden 
(So 38. Abſ. 2 und 93 der G. O.) und es kann der Umſtand, daß 
der Gemeinde-Vorſteher aus irgend einem Motive einen Ausſchuß— 
Beſchluß hervorruft und ſeine Verfügung damit conformirt, an der 
Competenz der Recursinſtanz nichts ändern. Die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft hat zwar die Entſcheidung der Gemeinde⸗Vorſtehung vom 
21 December 1873 als geſetzwidrig außer Kraft geſetzt, es aber 
unterlaſſen, in der Sache eine geſetzmäßige Verfügung zu treffen, 
wozu ſie als Berufungsinſtanz allerdings berufen war und die Statt⸗ 
halterei hat im weiteren Recurszuge mit Unrecht die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft zur meritoriſchen Entſcheidung für unzuſtändig erkannt. 
Daher wird in Folgegebung des oben erwähnten Recurſes der Erlaß 
des Bezirkshauptmannes vom 7. Jänner 1874, ſowie die angefoch⸗ 
tene Statthaltereientſcheidung außer Kraft geſetzt und unter Behebung 
der von der Gemeinde-Vorftehung in O. an den Bauconſens geknüpf⸗ 
ten geſetzwidrigen Bedingung dem Dr. F. die angeſuchte Baube⸗ 
willigung, wogegen erhobenermaßen in keiner Hinſicht ein Anſtand 
obwaltet, ohne obige Bedingung ertheilt“. T. 


Gerichtliche Competenz in Waſſerrechtsſachen. 


A., Brauhauspächter in Zwickau, hat in Vertretung der Brau⸗ 
bürgerſchaft dort gegen B., Mühlbeſitzer ebenda, eine Klage auf Ans 
erkennung des Servitutsrechtes zum Bezuge des für das Malzhaus 
erforderlichen Waſſers aus dem Mühlgraben eingebracht, worüber das 
k. k. Bezirksgericht Zwickau in Folge Ausbleibens des Geklagten 
mit Urtheil vom 3. September 1873, 3. 3065, nach dem Klage— 
begehren erkannt hat aus folgender Begründung: 

„Nachdem der Geklagte zu der angeordneten mündlichen Ver⸗ 
handlung ungeachtet der erfolgten Vorladung nicht erſchienen iſt, fo 
muß nach § 29 a. G. O. der Anführung der klagenden Braubürger⸗ 
ſchaft, daß dieſelbe ſeit mehr als 40 Jahren das für das Malzhaus 
benöthigte Waſſer aus dem Waſſer der Mühle durch eine Röhren— 
leitung bezog, die Reparaturen dieſer Leitung vornahm und zu dieſem 
Behufe und zum Ableiten des Waſſers und Abſperrung der Leitung 
den Hofraum und die Waſſerradkammer, ſowie das Mahlhaus nach 
Belieben betreten habe, Glauben beigemeſſen und daher nach $$ 1465 
und 1498 a. b. G. B. dem Klagebegehren ſtattgegeben und Geklagter 
nach §§ 398 und 403 a. G. O. zur Zahlung der Streitkoſten ver- 
urtheilt werden“. 

Gegen dieſes Contumazerkenntniß brachte der Geklagte wegen 
offenbarer Incompetenz des Gerichtes die Nullitätsanmeldung und 
Beſchwerde ein, worüber das k. k. böhmiſche Oberlandesgericht ſich 


vorerſt mit der k. k. böhmiſchen Statthalterei ins Einvernehmen gefetzt 
und ſodann mit Erledigung vom 27. Jänner 1874, 3. 2300, das 
erſtrichterliche Contumazerkenntniß ſammt Verhandlung und Klage⸗ 
beſcheid behoben und dem Bezirksgerichte die Rückſtellung der Klage 
als zur politiſchen Competenz gehörig verordnet hat aus folgenden 
Gründen: „weil es ſich hier vorliegend nicht bloß um den Bezug 
eines zum Betriebe der Mahlmühle erforderlichen Waſſers reſp. 
Rinnen⸗ und beziehungeweiſe Röhrenleitung, welche vor dem Waſſer⸗ 
gerinne oberhalb des Waſſerrades in die Waſſerradkammer der Mahl⸗ 
mühle ausmündet und an Seite des Waſſergerinnes abgeſperrt werden 
kann, ſondern auch um beliebige Betretung des Hofraumes, der Waſſer⸗ 
radkammer und des Mahlhauſes handelt, ohne daß das Maß und die 
Art der bisherigen Waſſerbenützung vollends beſtimmt bezeichnet, oder 
von Seite des Klägers nachgewieſen worden wäre, daß bei Herſtellung 
dieſer Röhren oder Rinnen die ſchon durch die Mühlordnung vom 
1. December 1814 gebotene politiſche Bewilligung eingeholt worden 
ſei, ſomit nach dem Reichsgeſetze über das Waſſerrecht vom 30. Mai 
1869 und nach dem auf Grund desſelben erfloſſenen Landesgeſetze 
vom 28. Auguſt 1870 vorerſt den allenfalls beſtehenden öffentlichen 
Rüͤckſichten Rechnung getragen werden muß“. 

Gegen dieſe obergerichtliche Erledigung hat der Kläger den Re⸗ 
viſionsrecurs eingebracht, worin geltend gemacht wird, es habe die 
Röhrenleitung für den Waſſerbezug des Malzhauſes ſchon ſeit dem 
vorigen Jahrhunderte beſtanden, daher die durch die Mühlordnung 
vorgeſchriebene politiſche Bewilligung nicht einzuholen war, und die 
Vorſchriften derſelben, ſowie des Waſſergeſetzes vom Jahre 1869 um 
ſo weniger Anwendung finden, weil es ſich nicht um die Errichtung 
eines neuen Werkes, um die Erwerbung der Benützung eines öffent⸗ 
lichen Waſſers, die Errichtung oder Aenderung der hiezu erforderlichen 
Vorrichtungen und Anlagen, fondern lediglich um Zuerkennung eines 
bereits beſtehenden, durch Erſitzung erworbenen Servitutsrechtes und 
um Einverleibung desſelben in dem Grundbuche handelt, welche nach 
§ s des Reichsgeſetzes vom 30. Mai 1869 und § 88 des Landes⸗ 
geſetzes der gerichtlichen Competenz vorbehalten iſt. Mit dem er⸗ 
floffenen Erkenntniſſe des erſten Richters werde nicht ein neues Recht 
geſchaffen, ſondern nur erkannt, daß die Braubürgerſchaft das benöthigte 
Waſſer aus dem Mühlgerinne in der in der Klage angeführten Art 
und Weiſe bezogen und dieſes Waſſerbezugsrecht erjeffen habe, ſohin 
die Einverleibung desſelben erwirken könne. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof gab mit Entſcheidung vom 10. April 
1874, Z. 2458, dieſem Reviſionsrecurſe ſtatt und hat ſohin die an⸗ 
gefochtene oberlandesgerichtliche Entſcheidung dahin abgeändert, daß 
die gegen das erſtgerichtliche Urtheil ergriffene Nullitätsbeſchwerde des 
Geklagten verworfen werde, und zwar aus folgenden Gründen: 

„In dem vorliegenden Falle handelt es ſich nach der bezüglichen 
Klage bloß um die Entſcheidung der Frage, ob die Braubürgerſchaft 
in Z. die behauptete Dienſtbarkeit des Waſſerbezuges durch Erſitzung 
erworben hatte und dieſelbe grundbücherlich einzuverleiben ſei. Ueber 
derlei rein privatrechtliche Fragen haben ohne Zweifel die Gerichte zu 
erkennen, und es iſt in dieſer Hinſicht weder in den, in dem Reichs⸗ 
geſetze vom 30. Mai 1869, Nr. 93 R. G. Bl., enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen über das Waſſerrecht, noch auch in dem Landesgeſetze vom 
28. Auguſt 1870, Nr. 71 L. G. Bl, eine abweichende Vorſchrift 
zu ſinden. s 

Das Oberlandesgericht erachtet zwar, daß dieſer Gegenſtand 
deshalb zur politiſchen Competenz gehöre, weil nach den oben bezogenen 
Geſetzen vorerſt den allenfalls beſtehenden öffentlichen Rückſichten Rech⸗ 
nung getragen werden müſſe. Allein in den obigen Geſetzen iſt eine 
Beſtimmung, kraft welcher in einem Falle, wie der vorliegende, das 
Verfahren im Rechtswege von einem vorläufigen Verfahren im poli⸗ 
tiſchen Wege abhängig wäre, nicht enthalten und es kann hier ins⸗ 
beſondere der § 88 des eitirten Landesgeſetzes, dem zufolge in dem 
von dem vorliegenden ganz verſchiedenen Falle, wenn bei der Ver⸗ 
handlung bezüglich eines beabſichtigten Unternehmens, gegen welches 
in eme Beziehung kein Auſtand obwaltet, ein auf einem Privat⸗ 
rechtstitel gegründeter Einſpruch erheben wird, über welchen die poli⸗ 
tiſche Behörde auf Grund dieſes Geſetzes zu entſcheiden nicht berufen 
iſt, dieſelbe eine gütliche Beilegung zu verſuchen hat, offenbar keine 
Anwendung erleiden. Wenngleich es übcigens nach den 88 75 und 
102 des bezogenen Landesgeſetzes nicht in Frage zu ſtellen iſt, daß 


alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung, Leitung und Ab⸗ 
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wehr der Gewäſſer nach dieſem Geſetze beziehen, in den Wirkungskreis 
der politiſchen Behörden gehören, ſowie, daß ſelbſt die Ausübung 
bereits erworbener Privatrechte und das diesfällige Verfahren ſich 
nach dieſem Geſetze zu richten haben; ſo kaun doch dadurch die ge⸗ 
richtliche Competenz in dem gegebenen Falle nicht beirrt werden, da 
im gerichtlichen Wege eben nur über den Beſtand und Umfang der 
gedachten Servitut, wie ſie nach klägeriſcher Behauptung erſeſſen wurde, 
nicht aber über die fernere Ausübung derſelben Angeſichts des citirten 
Geſetzes zu erkennen iſt, in letzterer Hinſicht ſonach der Wirkungskreis 
der politiſchen Behörden vollkommen gewahrt bleibt, daher das Ein— 
ſchreiten derſelben zur Wahrung allfälliger oͤffentlicher Rückſichten durch 
den gerichtlichen Spruch durchaus nicht behindert ſein kann“, 
Jur. Bl. 


Auf die nach § 15 Alin. 1 der Gemeinde⸗Wahlordnung für Böh⸗ 

men normirte privilegirte Einreihung von Beamten in den erſten 

Wahlkörper haben nur jene Beamten Anſpruch, welche zugleich 
Angehörige der Gemeinde ſind. 


Der Rathſecretärs-Adjunct des böhm. Oberlandesgerichtes Dr. 
R. hat ſeinen ordentlichen Wohnſitz in der Gemeinde S., derſelbe 
bezieht ſeinen Gehalt beim dortigen Steueramte und iſt daſelbſt auch 
mit der Einkommenſteuer vorgeſchrieben. Bei den Vorbereitungen zur 
Neuwahl der Gemeinde⸗Vertretung in S. im Jahre 1873 wurde 
R. bloß mit Rückſicht auf feine Steuerzahlung in den dritten Wahl 
körper eingereiht. Derſelbe verlangte im Wege der Reclamation als 
Staatsbeamter der achten Rangsclaſſe die Einreihung in den erſten 
Wahlkörper ), wurde aber mit dieſem Begehren durch Beſcheid der 
Reclamationscommiſſion vom 12. December 1873 abgewieſen, „nach⸗ 
dem zur Wuhlberechtigung nach der perſönlichen Eigenſchaft eines 
Wählers deſſen Gemeinde⸗Angehörigkeit erforderlich (§§ 1 und 15 
G. W. O.), was jedoch hier nicht der Fall und demnach die Wahl⸗ 
berechtigung lediglich nach der Steuerleiſtung zu beurtheilen fer“. 

In dem dagegen eingebrachten Recurſe machte R. geltend, daß 
der § 15 der G. W. O. keinen Unterſchied mache, ob ein Beamter 
von der achten Diätenclaſſe aufwärts Gemeinde-Angehöriger oder aber 
Gemeinde-Genoſſe ſei und daß nach der Auslegung der Reclamations⸗ 
commiſſion die in der Hauptſtadt angeſtellten Beamten der achten 
Rangsclaſſe, wenn ſie zufällig in einer Vorſtadt wohnen, um das 
Wahlrecht im erſten Wahlkörper gebracht würden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierauf unterm 21. December 
1873 entſchieden, „daß Karl R, nachdem er den akademiſchen Grad 
eines Doctors an der Per Univerſität erhalten habe, in S. wohne, 
bei dem k. k. Steueramte daſelbſt Steuer zahle und als Staat 
beamter in der achten Diätenclaſſe eingereiht ſei, mit Ruͤckſicht auf 
§ 15 der G. W. O und bei dem Umſtande, als er das Wahlrecht 
in P. nicht genieße, in den erſten Wahlkörper einzureihen ſei“. 

Ueber gegen dieſe Entſcheidung eingebrachte Berufung hat die 
Statthalterei erkannt: „Der § 15 der G. W. O. lin ſeiner durch 
das Landesgeſetz vom 18. April 1869. Nr. 44 L. G. Bl. geänder⸗ 
ten Texttrung) verweiſet im erſten Abſatz alle Staatsbeamten, welche 
in der achten oder einer höheren Diaten⸗ (nun Rangs⸗) Claſſe ftehen, 
in den erſten Wahlkörper, während im zweiten Abſatze dieſes Para⸗ 
graphes beſtimmt wird, daß die im § 1 sub 2 c) bis g) der G. W. 
O. genannten Perſonen nach Umſtänden in den zweiten oder dritten 
Wahlkörper einzureihen ſind. Nach § 1 sub 2, e) G. W. O. iſt 
aber den, Staatsbeamten das Wahlrecht vermöge ihrer Eigenſchaft 
als Gemeindeangehöriger eingeräumt. Wenn nun angenommen werden 
wollte, daß ſich die Einreihung der Staatsbeamten in den erſten 
Wahlkörper nur auf ſolche beziehen kann, welche das Wahlrecht bloß 
vermöge ihrer Eigenſchaft als Staatsbeamte und ihrer dadurch be⸗ 
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) Die für den Fall maßgebenden Beſtimmungen der Gemeinde⸗Wahlordnung 
für Böhmen lauten: 


| „§ 1. Wahlberechtigt find: 2. Unter den Gemeinde-Angehörigen: e) Hof⸗ 
Staate⸗, Landes⸗ und öffentliche Fondsbeamte. 
| § 15. Jene Hof-, Staats-, ꝛc . Beamte, welche in der achten oder einer 
höheren D äteuclaſſe ſtehen, gehören in den erſten Wahlkörper. 
Die in 8 ! sub 2 e) bie g) der G. W. O. genannten Perſonen find, wenn 
fie eine directe Steuer entrichten, inſofern fie nach d eſer Stenerleiſtung nicht in 
den erſten Wahlkörper gehören, in den zweiten, fon't aber in den dritten Wahlkörper 
einzureihen“. 


dingten Gemeinde⸗Angehörigkeit haben, jo wäre hiernach mit Rück. 
ſicht auf die Beſtimmung des Abſatzes 2 des § 15 G. W. O., wel⸗ 
cher die wahlberechtigten Staatsbeamten nur auf den zweiten und 
dritten Wahlkörper verweist, ein Widerſpruch zwiſchen dem erſten und 
zweiten Abſatz des § 15 der G. W. O. und wäre hiernach die Ein⸗ 
reihung eines lediglich aus dem Titel feiner Beamten-Eigenſchaft das 
Wahlrecht genießenden Staatsbeamten der achten oder höheren Nangs- 
claſſe in den erſten Wahlkörper nicht möglich. Aus dieſem Grunde, 
ſowie aus der ganz allgemein, ohne eine Berufung auf § 1, ad 2 
lautenden Faſſung des erſten Abſatzes des § 15 der G. W. O. geht 
daher hervor, daß alle wahlberechtigten Staatsbeamten, welche in der 
achten oder einer höheren Rangsclaſſe ſtehen, ohne Unterſchied, aus 
welchem Titel ſie die Wahlberechtigung genießen, in den erſten Wahl⸗ 
körper zu reihen ſind und muß daher die Berufung des Stadtrathes 
in S. gegen die bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung vom 21. Des 
cember 1873 zurückgewieſen werden“. 

Gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung hat der Stadtrath in 
S. eine außerordentliche Vorſtellung beim Miniſterium des Innern 
eingebracht, worin er betonte, daß die Gemeinde-Wahlordnung im 
erſten Abſchnitte des erſten Hauptſtückes die Beſtimmungen über das 
Wahlrecht und im zweiten Abſchnitte über die Vorbereitungen zur 
Wahl enthalte. Es könne daher das Wahlrecht einer Perſon nur 
nach dem erſten Abſchnitte (nicht nach dem zweiten) beurtheilt wer- 
den. R. ſei als Secretär des P.'er Oberlandesgerichtes gemäß § 10 
des Heimatsgeſetzes dahin zuſtändig. In S., wo er nicht heimats- 
berechtigt, komme ihm ein Wahlrecht gemäß § 1, ad 2 G. W. O. 
vermöge feiner perſönlichen Eigenſchaft nicht zu, ſondern lediglich ge 
mäß $ 1, ad 30, da er in S. wohne, bei dem Steueramte den 
Gehalt beziehe und von demſelben 17 fl. 50 kr. Einkommenſteuer 
zahle. Würde R. in S. wohnen und dort keine Steuer zahlen, 
ſo würde er ungeachtet ſeiner Würde als Doctor und ſeiner Eigen— 
ſchaft als Beamter in die Verzeichniſſe der Wahlberechtigten über⸗ 
haupt nicht einzubeziehen ſein. Da ſomit dem R. das Wahlrecht in 
S. nur als Steuerzahler zufomme, fo könne auch die Frage, in wel⸗ 
chen Wahlkörper er einzureihen ſei, lediglich nach der Höhe der 
Steuer, nicht aber nach den perſönlichen Eigenſchaften beurtheilt werden. 

Die Statthalterei bemerkte bei Vorlage der Verhandlungsacten, 
daß der 8 15 G. W. O. in feiner urſprünglichen Faſſung im zwei⸗ 
ten Abſatze mit den Worten: „alle übrigen im § 1, sub 2 ge⸗ 
nannten Perſonen“ begann, während dieſer Abſatz in der neuen Faſ⸗ 
fung mit den Worten: „Die im § 1, sub 2 0) bis g) der G. W. O. 
genannten Perſonen“ beginnt, ſomit der zweite Abſatz nicht mehr in 
einem Abhängigkeitsverhältniſſe zum erſten Abſatze, ſondern ganz 
ſelbſtſtändig für ſich allein daſteht. Die Anſicht des Stadtrathes von 
S. könnte nur dann als richtig angeſehen werden, wenn bei der 
neuen Textirung des § 15 der G. W. O. der zweite Abſatz als 
Regel den erſten Abſatz bilden und der erſte Abſatz als Ausnahme 
uachfolgen würde. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 24. Mai 1874, 
3. 6253, die angefochtene Statthalterei-Entſcheidung als geſetzwidrig 
von Amts wegen behoben und die in dieſer Angelegenheit von der 
Reclamations⸗Commiſſion am 12. December 1873 gefällte Entſchei⸗ 
dung beſtätigt, „weil ein Beamter nur als Angehöriger einer Ge— 
meinde auf die ihm im § 15 der G. W. O. eingeräumte privi⸗ 
legirte Einreihung in den erſten Wahlkörper Anſpruch machen kann, 
dies jedoch in dem vorliegenden Falle nicht eintritt, da R. Gemeinde- 
Angehöriger der Stadt P. und in S. nur Gemeindegenoſſe iſt, da- 
her als letzterer nur auf die Einreihung in die Wahlförper nach 
Maßgabe ſeiner Steuerzahlung Anſpruch erheben kann“. St. 


) § 1 ad 3 G. W. O. erklärt die ſteuerzahlenden Gemeindemitglieder 
überhaupt für wahlberechtigt. 


Verordnung. 


Cireulare des Miniſters des Innern vom 31. Mai 1874, 3. 8486, an ſäumtliche 
in Wien beſtehende, in Liquidation befindliche Aetiengeſellſchaften in Betreff Be- 
ſchleunigung der Abwicklung der ſchwebenden Liquidationen. 

Seit dem Ausbruche der vorjährigen Börſenkriſis hat eine namhafte Anzahl 
von Actiengeſellſchaften rechtsförmlich die Auflöſung und Liquidation beſchloſſen, ohne 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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daß jedoch bis jetzt, vereinzelte Fälle ausgenommen, die vollſtändige Abwicklung der 
eingeleiteten Liquidationen und die Löfchung der betreffenden Geſellſchaften in dem 
Handelsregiſter erfolgt iſt. 

Dieſes Ergebniß erſcheint um fo auffälliger, als von Seite der Staatsverwal⸗ 
tung die Einleitung der Liquidationen in jeder thunlichen Weiſe gefördert, und als 
insbeſondere mit der k. Verordnung vom 21. Juni 1873, R. G. Bl. Nr. 114 die im 
Art. 245 H. G. B. für die Vertheilung des Vermbgens einer aufgelösten Actien⸗ 
geſellſchaſt feſtgeſetzte einjährige Friſt auf drei Monate herabgeſetzt worden iſt. 

Da die Belebung des geſunkenen öffentlichen Credites und die Wiederkehr 
normaler Verhältniſſe auf dem Gebiete des Effectenverkehres weſentlich von einer 
möglichſt raſchen und ergiebigen Entlaſtung des Effectenmarktes bedingt wird, zu 
welcher zunächſt durch eine beſchleunigte Abwicklung der ſchwebenden Liquidationen bei⸗ 
getragen werden kann, ſehe ich mich im Einvernehmen mit den übrigen betheiligten 
Miniſterien veranlaßt, die Geſellſchaft aufzufordern, ſpäteſtens innerhalb 14 Tagen 
anher anzuzeigen, in welchem Stadium ſich dermalen die Liquidation der Geſell. 
ſchaft befindet, welche weſentliche Hinderniſſe der Beendigung derſelben etwa entgegen⸗ 
ftehen und bis zu welchem Zeitpunkte vorausſichtlich die vollſtändige Abwicklung der 
Liquidation und die Löſchung der Geſellſchaft im Handelsregiſter gewärtigt werden kann. 

Auch iſt während der Dauer der Liquidation mit Schluß eines jeden Solar⸗ 
quartales die Anzeige über den Stand und Fortgang des Liquidationsgeſchäftes zu 
erſtatten. 

a. Zuſatz für jene Geſellſchaften, bei welchen die Staatsauf⸗ 
ficht beim Eintritte der Liquidation aufgelaſſen wurde: 

Der bis zum Eintritte der Liquidation bei der Geſellſchaft beſtellte l. f. Com⸗ 
miſſär wird gleichzeitig angewieſen, ſich neuerlich zu der Geſellſchaft zu verfügen, den 
Vollzug der gegenwärtigen Weiſung ſtrengſtens zu überwachen und nach Erforderniß 
in alle auf die Liquidirungsgeſtion Bezug nehmenden Bücher und Schriftſtücke der 
Geſellſchaft Einſicht zu nehmen. 

b. Zuſatz für jene liquidirenden Geſellſchaften, für welche 
ein l. f. Commiſſär dermalen noch beſtellt iſt: 

Der zur Beaufſichtigung der Geſellſchaft beſtellte l. f. Commiſſär wird gleich⸗ 
zeitig angewieſen, den Vollzug der gegenwärtigen Weiſung ſtrengſtens zu überwachen 
und nach Erforderniß in alle auf die Liquidirungsgeſtion Bezug nehmenden Bücher 
und Schriftſtücke der Geſellſchaft Einftcht zu nehmen. 

c. Zufatz für jene liquidirenden Geſellſchaften, bei welchen 
ein l. . Com miſſär überhaupt nie beſtellt worden iſt: 

Schließlich wird bemerkt, daß, falls ſeitens der Geſellſchaft in der bezeichneten 
Weiſe nicht vollkommen beruhigende Nachweiſungen über den raſchen und entſprechen ⸗ 
den Fortgang des Liquidirungsgeſchäftes geliefert werden ſollten, die Staatsverwal⸗ 
tung gegenüber der Geſellſchaft von dem ihr zuſtehenden Aufſichtsrechte durch Bes 
ſtellung eines eigenen l. f. Commiſſärs auf Koſten der Geſellſchaft Gebrauch machen wird. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Sectionschef im Ackerbauminiſterium Ludwig Frh. 
Poſſinger v. Chobors ki zum Statthalter in Mähren ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Franz v. Hohenſtern zum 
Oberingenieur und den Bauadjuncten Alois Sindelar zum Ingenieur für den 
Staatsbaudienſt im Kuͤſtenlande ernannt. 

Der Reichs⸗Finanzminiſter hat eine Miniſterial⸗Concipiſtenſtelle im gemein⸗ 
ſamen Finanzminiſterium dem Conceptsadjuncten im k. ungar. Finanzminiſterium 
Friedrich Grafen Pong räcz v. Szent⸗Miklés und Ov är verliehen. 

Der Handelsminiſter hat dem mit Titel und Charakter eines Inſpectors aus⸗ 
gezeichneten Commiſſär der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen Friedrich 
Beer Ritter v. Baier eine Inſpectorsſtelle, dem Commiſſärsadjuncten Hugo Frer⸗ 
herrn v. Buſchmann eine Commiſſärsſtelle und dem Ingenieur Victor Wilke eine 
e eie bei der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahmen 
verliehen 

N Der Handelsminiſter hat den Telegraphen Oberamtsconkrolor Franz Binder 
in Wien zum Telegraphen-Oberamtecontrotor in Linz ernannt. 


Erledigungen. 


Ingenieursſtelle in der Kriegsmarine, 1000 fl. Gehalt, in der zehnten Diäten⸗ 
claſſe, bis 15. Juli. (Amtebl. Nr 142.) 

Proviſoriſche Finanzeoncipiſtenſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe bei der n. ö. 
Finanzlandesdirection, bis 15. Juli. (Amtebl. Nr. 142) 

Oberamtscontrolorsſtelle bei der Telegraphen⸗Centralſtation in Wien mit der 
achten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 143.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle extra statum für den politiſchen Verwaltungsdienſt 
in Krain mit der neunten Rangsclaſſe; eine definitive und eine proviſ. Regierungs⸗ 
Concipiſtenſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe und drei Concepts⸗Prakticantenſtellen 
mit dem Adjutum jährlicher 500 fl., bis 7. Juli. (Amtsblatt Nr. 143.) 

Lottoamts- und Controlorsſtelle beim Trieſter Lottoamte mit der neunten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Lottoamts⸗Archivarsſtelle mit derſelben Rangsclaſſe bei 
einem der Lottoämter gegen Caution, bis 15. Juli. (Amtsblatt Nr. 148.) 


Für den Drud verantwortlich C. Piſtori. 


